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Entscheidung des Monats Juli 2026 

 

BGH, Beschluss v. 19.03.2026 - 1 StR 618/25 

 

I. Leitsätze (des Verfassers) 

1. Das Kriterium der „Sinnhaftigkeit“ – dass der fördernde Beitrag für den Haupttäter 
auch unabhängig von dessen Straftat sinnvoll bleibt – ist allein nicht geeignet, eine 
strafbare Beihilfe nach § 27 Abs. 1 StGB auszuschließen. Die isolierte Betrachtung 
des Tatbeitrags spaltet einen einheitlichen Lebensvorgang unnatürlich auf und 
entkleidet die Handlung ihres sozialen Kontexts.  

2. Für die Abgrenzung strafbarer von strafloser Hilfeleistung im Bereich neutraler 
oder berufstypischer Handlungen bedarf es einer bewertenden Betrachtung im 
Einzelfall, die Gesamthintergrund, äußere Situation und konkrete Kenntnisse des 
Hilfeleistenden in den Blick nimmt.  

3. Die wirtschaftliche Eingliederung des Hilfeleistenden in das illegale 
Geschäftsmodell des Haupttäters und die Übernahme einer über bloße 
Unterstützungsleistungen hinausgehenden Rolle entziehen selbst grundsätzlich 
neutralen Handlungen ihren Alltagscharakter.  

4. Tatbeiträge des Gehilfen, die zeitlich vor der Entstehung der Pflichten des 
Haupttäters liegen, stehen einer Beihilfestrafbarkeit nicht entgegen, sofern die 
Teilnahmehandlung mit dem Willen und dem Bewusstsein geleistet wird, die 
Haupttat zu fördern. Dies gilt selbst für einen Zeitpunkt, in dem der Haupttäter zur 
Tatbegehung noch nicht entschlossen ist.  

5. Bei der Beihilfe zur Steuerhinterziehung und zum Vorenthalten von 
Sozialversicherungsbeiträgen liegt jeweils nur ein Fall der Beihilfe vor, wenn eine 
einzige Förderungshandlung des Gehilfen mehrere Haupttaten unterstützt. Die 
Teilidentität der Ausführungshandlungen führt wegen der Akzessorietät der 
Teilnahme zur Tateinheit. 
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II. Sachverhalt 

Die gesondert Verfolgten F., F.-K. und S. etablierten ein System der illegalen 
Beschäftigung im Bereich des Gebäudeabbruchs und der Schadstoffsanierung, in das 
mehrere Gesellschaften und faktisch von S. geführte Einzelunternehmen eingebunden 
waren. Sie beschäftigten ihre überwiegend rumänischen Arbeitnehmer im Zeitraum 
August 2016 bis November 2020 zumindest teilweise „schwarz“, meldeten sie nicht oder 
mit zu geringem Lohn zur Sozialversicherung an und führten entsprechend keine oder 
zu geringe Lohnsteuer ab. Den Sozialversicherungsträgern entstand ein Beitragsschaden 
von mindestens 604.219,54 Euro; an Lohnsteuern wurden mindestens 131.014,86 Euro 
verkürzt. 

Der Angeklagte förderte die Taten der gesondert Verfolgten durch Teilnahme an 
wöchentlichen Baubesprechungen, Vermittlung von Unterkünften für die Arbeitnehmer 
und Beschaffung von Fahrzeugen für deren Transport. Aufgrund seiner früheren 
Zugehörigkeit zu verschiedenen Rockerclubs und einer von ihm aufgebauten 
Drohkulisse wurde er zudem zum Schutz der gesondert Verfolgten vor rumänischen 
Arbeitern und Subunternehmern, zur Durchsetzung von Forderungen sowie zur 
Einschüchterung bei Widrigkeiten im Baualltag eingesetzt. Aus dem illegalen 
Geschäftsmodell zog er nicht unerheblichen wirtschaftlichen Vorteil; er war in dessen 
Strukturen eingegliedert. 

Das Landgericht Aachen verurteilte den Angeklagten im zweiten Rechtsgang wegen 
Beihilfe zum Vorenthalten und Veruntreuen von Arbeitsentgelt in 50 Fällen sowie wegen 
Beihilfe zur Steuerhinterziehung in 26 Fällen zu einer Gesamtfreiheitsstrafe von einem 
Jahr und drei Monaten, deren Vollstreckung es zur Bewährung aussetzte; im Übrigen 
sprach es ihn frei. Wegen rechtsstaatswidriger Verfahrensverzögerung erklärte es einen 
Monat der verhängten Gesamtfreiheitsstrafe als vollstreckt. Konkurrenzrechtlich nahm 
es zu jeder rechtlich selbständigen Haupttat einen entsprechenden Fall der Beihilfe an. 
Gegen dieses Urteil wandte sich der Angeklagte mit seiner auf die Sachrüge gestützten 
Revision. 
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III. Entscheidungsgründe 

Der Bundesgerichtshof verwirft die Revision im Wesentlichen, ändert aber den 
Schuldspruch konkurrenzrechtlich von 76 auf 24 Fälle und korrigiert den Strafausspruch 
entsprechend. Die materiell-rechtliche Nachprüfung zeigt, dass die Wertung der 
Tatbeiträge des Angeklagten als Beihilfehandlungen rechtsfehlerfrei ist; nur die 
konkurrenzrechtliche Würdigung des Landgerichts hält der Nachprüfung nicht stand. In 
der Begründung tritt der 1. Strafsenat in eine offene dogmatische Auseinandersetzung 
mit dem 4. Strafsenat ein. 

1. Grundlagen der Beihilfestrafbarkeit bei neutralen Handlungen 

Als Hilfeleistung im Sinne des § 27 StGB ist jede Handlung anzusehen, die die 
Herbeiführung des Taterfolgs des Haupttäters objektiv fördert, ohne für den Erfolg 
selbst ursächlich sein zu müssen.1 Auch berufstypische Handlungen können eine 
strafbare Beihilfe darstellen, denn weder Alltagshandlungen noch berufstypische 
Handlungen sind in jedem Fall neutral; vielmehr lässt sich nahezu jede Handlung 
in einen strafbaren Kontext stellen.2 Erforderlich ist eine bewertende Betrachtung 
im Einzelfall.3 

Zielt das Handeln des Haupttäters ausschließlich darauf ab, eine strafbare 
Handlung zu begehen, und weiß dies der Hilfeleistende, so verliert sein Tun den 
Alltagscharakter; es ist als Solidarisierung mit dem Täter zu deuten und nicht mehr 
sozialadäquat.4 Hält der Hilfeleistende es dagegen lediglich für möglich, dass sein 
Tun zur Begehung einer Straftat genutzt wird, so ist sein Handeln regelmäßig noch 
nicht als strafbare Beihilfehandlung zu beurteilen – es sei denn, das von ihm 
erkannte Risiko strafbaren Verhaltens war derart hoch, dass er sich mit seiner 
Hilfeleistung die Förderung eines erkennbar tatgeneigten Täters angelegen sein 
ließ.5 

 

 
1  BGH, Urt. v. 01.08.2000 - 5 StR 624/99, BGHSt 46, 107, 109; Beschl. v. 02.09.2009 - 5 StR 266/09, BGHSt 

54, 140, 142 f. Rn. 7 f. 
2  BGH, Urt. v. 01.08.2000 - 5 StR 624/99, BGHSt 46, 107, 113; Urt. v. 19.12.2017 - 1 StR 56/17, BGHR StGB 

§ 27 Abs. 1 Hilfeleisten 35 Rn. 16; Beschl. v. 07.07.2025 - 1 StR 484/24 Rn. 4. 
3  BGH, Urt. v. 08.03.2001 - 4 StR 453/00 Rn. 16, BGHR StGB § 27 Abs. 1 Hilfeleisten 22; Beschl. v. 

21.12.2016 - 1 StR 112/16 Rn. 29; Fischer/Anstötz, StGB, 73. Aufl., § 27 Rn. 18. 
4  BGH, Urt. v. 01.08.2000 - 5 StR 624/99, BGHSt 46, 107, 112; Urt. v. 13.04.1988 - 3 StR 33/88, BGHR StGB 

§ 27 Abs. 1 Hilfeleisten 3; Beschl. v. 20.09.1999 - 5 StR 729/98, BGHR StGB § 27 Abs. 1 Hilfeleisten 20. 
5  BGH, Urt. v. 26.10.1998 - 5 StR 746/97 Rn. 49, BGHR StGB § 266 Beihilfe 3; Urt. v. 01.08.2000 - 5 StR 

624/99, BGHSt 46, 107, 112; Urt. v. 18.06.2003 - 5 StR 489/02 Rn. 42, BGHR AO § 370 Abs. 1 Beihilfe 6; 
Urt. v. 22.01.2014 - 5 StR 468/12, BGHR StGB § 263 Abs. 1 Vermögensschaden 80 Rn. 26. 
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2. Anwendung auf den konkreten Sachverhalt 

Gemessen an diesen Maßstäben erfüllt das Verhalten des Angeklagten die 
Voraussetzungen einer strafbaren Beihilfe. Die Haupttäter betrieben in dem 
maßgeblichen Tatzeitraum ein System der illegalen Beschäftigung, das durch die 
Begehung von Straftaten nach § 266a StGB und § 370 AO geprägt war. Dessen 
waren sich sowohl die Haupttäter als auch der Angeklagte im Vorhinein bewusst. 
Die Förderungshandlungen des Angeklagten ermöglichten fortlaufend die 
Aufrechterhaltung des Systems; rechtlich billigenswerte Zwecke verfolgte er mit 
ihnen nicht, zumal er nach den Feststellungen in nicht unerheblichem Maße 
wirtschaftlich von dem illegalen Geschäftsmodell profitierte, in dessen Strukturen 
er eingegliedert war. Hinzu trat seine Rolle als Schutz- und 
Einschüchterungsperson aufgrund seiner früheren Zugehörigkeit zu verschiedenen 
Rockerclubs. 

3. Die Auseinandersetzung mit dem 4. Strafsenat 

Es folgt die Auseinandersetzung mit dem Beschluss des 4. Strafsenats vom 
16.07.2025. 6  Jener hatte – in einem in mancher Hinsicht vergleichbaren 
Schwarzarbeit-Sachverhalt – vertreten, dass die Beauftragung von 
Subunternehmern, die Vermietung von Unterkünften und die Vermittlung eines 
Steuerberaters keine tatbestandsmäßigen Beihilfehandlungen seien, weil diese 
grundsätzlich neutralen Handlungen „für den Haupttäter losgelöst von einer 
Straftat nach § 266a StGB im Rahmen einer nicht ausschließlich auf die Begehung 
von Straftaten gerichteten Rohbauunternehmertätigkeit sinnvoll" seien.7 

Der 1. Strafsenat lehnt das so verstandene Kriterium der „Sinnhaftigkeit“ ab. Er 
konzediert zunächst, dass es im Schrifttum prominent vertreten wird,8 und dass 
auch der Bundesgerichtshof selbst es gelegentlich ergänzend herangezogen hat.9 
Es sei jedoch „nur bedingt geeignet, strafbares von straflosem Verhalten 
abzugrenzen“.  

 

 
6  BGH, Beschl. v. 16.07.2025 - 4 StR 482/24. 
7  BGH, aaO, Rn. 22. 
8  LK/Schünemann/Greco, StGB, 14. Aufl., § 27 Rn. 18; Meyer-Arndt, wistra 1989, 281, 282 f., 287; Roxin, 

Strafrecht, AT II, 2003, § 26 Rn. 224; ders. in FS Stree/Wessels, 1993, S. 365, 379; ders. in FS Miyazawa, 
1995, S. 501, 513. 

9  BGH, Urt. v. 08.03.2001 - 4 StR 453/00 Rn. 18, BGHR StGB § 27 Hilfeleisten 22; Urt. v. 22.01.2014 - 5 StR 
468/12, BGHR StGB § 263 Vermögensschaden 80 Rn. 28; Urt. v. 20.08.2024 - 5 StR 326/23 Rn. 43. 
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Denn einerseits ließen die erbrachten Tatbeiträge mitunter verschiedene 
Nutzungen zu; andererseits spalte die isolierte Betrachtung des Tatbeitrags einen 
einheitlichen Lebensvorgang unnatürlich auf und entkleide die Handlung ihres 
sozialen Kontexts. 10  Stattdessen sei stets eine bewertende Betrachtung im 
Einzelfall erforderlich, bei der einerseits der Gesamthintergrund der Hilfeleistung 
in den Blick zu nehmen, andererseits die vorgenommene Handlung gerade nicht 
isoliert und ohne Berücksichtigung der äußeren Situation sowie der konkreten 
Kenntnisse des Hilfeleistenden zu beurteilen sei. Der Charakter einer Handlung 
werde vornehmlich durch den Zweck bestimmt, dem sie diene.11 

Der 1. Strafsenat untermauert seine Position mit einer Vielzahl eigener 
Entscheidungen, in denen für den Haupttäter „sinnvolle“ Beiträge gleichwohl als 
Beihilfe gewertet wurden: die Gehaltszahlung des Arbeitgebers an einen 
Arbeitnehmer im Rahmen einer steuerverkürzenden Gesamtkonstruktion, die 
Anfertigung einer Einkommensteuererklärung durch einen Steuerberater, die 
anwaltliche Vertretung gegenüber Behörden, die Erstellung von 
Musterformularen, der Verkauf und die Lieferung einer Maschine zur 
Zigarettenproduktion sowie der Erwerb von Verpackungsmaterialien und 
Rohtabak.12 

4. Tatbeiträge im Vorbereitungsstadium 

In einem weiteren Argumentationsstrang stellt der 1. Strafsenat klar, dass eine 
Beihilfe nicht daran scheitert, dass die Unterstützungshandlung zeitlich vor der 
Entstehung der durch den Haupttäter verletzten Pflichten – hier: der Pflichten zur 
Anmeldung der Arbeitnehmer und Abführung der Beiträge bzw. zur Erklärung der 
Lohnsteuer – liegt. Es genügt, dass der Gehilfe die Haupttat im 
Vorbereitungsstadium unterstützt, solange die Teilnahmehandlung mit dem 
Willen und dem Bewusstsein geleistet wird, die Haupttat zu fördern.  

 
10  SK/Hoyer, StGB, 10. Aufl., § 27 Rn. 28; Amelung in FS Grünwald, 1999, S. 9, 13; Haas in 

Matt/Renzikowski, StGB, 2. Aufl., § 27 Rn. 13; Hartmann, ZStW 2004, 585, 591; Niedermair, ZStW 1995, 
507, 517 f., 522 f., 529 ff., 543; Renzikowski in Maurach/Gössel/Zipf, AT, Teilband 2, 8. Aufl., § 52 
Rn. 41 f.; Schall in GS Meurer, 2002, S. 103, 108; Weigend in FS Nishihara, 1998, S. 197, 205. 

11  Jäger, wistra 2000, 344, 345; LK/Schünemann/Greco, aaO, § 27 Rn. 26; Kindhäuser in FS Otto, 2007, 
S. 355, 361; Renzikowski, aaO, § 52 Rn. 34; Roxin, AT II, aaO, § 26 Rn. 231. 

12  BGH, Beschl. v. 20.03.2002 - 5 StR 448/01 Rn. 21, BGHR AO § 370 Abs. 1 Beihilfe 5; Urt. v. 21.08.2014 – 
1 StR 13/14; Beschl. v. 21.12.2016 - 1 StR 112/16 Rn. 29 ff.; Urt. v. 19.12.2017 - 1 StR 56/17, BGHR StGB 
§ 27 Abs. 1 Hilfeleisten 35 Rn. 13 ff.; Beschl. v. 20.01.2026 - 1 StR 414/25 Rn. 2. 
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Dies gilt selbst für einen Zeitpunkt, in dem der Haupttäter zur Tatbegehung noch 
nicht entschlossen ist. 13  Der Senat positioniert sich damit gegen eine in der 
jüngeren Literatur formulierte Gegenansicht.14 

5. Konkurrenzrechtliche Korrektur 

Die konkurrenzrechtliche Würdigung des Landgerichts hält indes der Nachprüfung 
nicht stand. Ob bei Beihilfe Tateinheit oder Tatmehrheit anzunehmen ist, hängt 
von der Anzahl der Beihilfehandlungen und der vom Gehilfen geförderten 
Haupttaten ab. Eine einheitliche Beihilfe im Sinne des § 52 StGB liegt vor, wenn 
der Gehilfe mit einer einzigen Unterstützungshandlung zu mehreren Haupttaten 
eines anderen Hilfe leistet; dasselbe gilt wegen der Akzessorietät der Teilnahme, 
wenn sich mehrere Unterstützungshandlungen auf dieselbe Haupttat beziehen.15 

Der Angeklagte förderte durch die monatlich erbrachten Hilfeleistungen jeweils 
mehrere Haupttaten zugleich – die monatlich begangenen Taten nach § 266a 
Abs. 1 und 2 StGB sowie die jährlich, vierteljährlich oder monatlich begangenen 
Lohnsteuerhinterziehungen der Haupttäter. Mit Blick auf die Teilidentität der 
Ausführungshandlungen liegt daher jeweils nur ein Fall der Beihilfe zum 
Vorenthalten und Veruntreuen von Arbeitsentgelt und zur Steuerhinterziehung 
vor, soweit sich die Tatzeiträume überschneiden. Im Ergebnis reduziert der Senat 
die ausgeurteilten 76 Einzelfälle auf 24 Fälle (18 Fälle der Beihilfe zu beiden 
Delikten sowie sechs Fälle der reinen Beihilfe zu § 266a StGB für den Tatzeitraum 
April bis September 2017). 

6. Strafausspruch und Gesamtstrafe 

Die abweichende konkurrenzrechtliche Bewertung lässt den Unrechts- und 
Schuldgehalt der Taten insgesamt unberührt.16 Der Senat lässt in entsprechender 
Anwendung des § 354 Abs. 1 StPO die jeweils höchste der vom Landgericht 
festgesetzten Einzelstrafen bezogen auf die zu einem Fall der Beihilfe 
zusammengezogenen Taten bestehen und hebt die übrigen Einzelstrafen auf.  

 

 
13  BGH, Urt. v. 26.04.1995 - 3 StR 30/95 Rn. 13, BGHR StGB § 27 Abs. 1 Vorsatz 9; Urt. v. 01.08.2000 - 5 StR 

624/99, BGHSt 46, 107, 115; Beschl. v. 21.04.2020 - 4 StR 287/19, BGHR StGB § 27 Abs. 1 Hilfeleisten 37 
Rn. 15; Urt. v. 24.04.1952 - 3 StR 48/52, BGHSt 2, 344, 345 f.; Beschl. v. 20.09.2016 - 3 StR 49/16, 
BGHSt 61, 252, 257 f. Rn. 17. 

14  Weidemann/Ebner, ZfZ 2025, 94, 96. 
15  BGH, Beschl. v. 20.10.2022 - 1 StR 70/22 unter 2. a); Beschl. v. 05.03.2026 - 1 StR 64/26 Rn. 9, 11. 
16  BGH, Beschl. v. 10.12.2025 - 1 StR 463/25 Rn. 22 mwN. 
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Der Wegfall der Einzelstrafen lässt den Gesamtstrafenausspruch unberührt; 
angesichts der insgesamt milden Strafzumessung, der erheblichen Vorstrafen und 
der Hafterfahrung des Angeklagten sei auszuschließen, dass das Landgericht bei 
zutreffender Würdigung eine niedrigere Gesamtfreiheitsstrafe verhängt hätte. 

IV. Verteidigungsrelevanz 

1. Senatsdivergenz 

Auf den ersten Blick liest sich der Beschluss wie eine Senatsrebellion. Der 
1. Strafsenat formuliert in einem ausführlichen Obiter dictum, dass er die 
Auffassung des 4. Strafsenats „nicht teile“, und untermauert diese Ablehnung mit 
einem Schrifttumsapparat, der sich gewaschen hat. Eine genauere Lektüre der 
Gegenentscheidung zeigt indes, dass die Divergenz subtiler ist, als es das Obiter 
suggeriert. Der 4. Strafsenat hat das Sinnhaftigkeits-Kriterium keineswegs als 
kategorischen Beihilfeausschluss aufgestellt. Er hat es zunächst nur auf einen Teil 
der inkriminierten Handlungen – die Beauftragung der Subunternehmer, die 
Vermittlung von Unterkünften und die Vermittlung des Steuerberaters – 
angewendet und die weiteren Handlungen desselben Angeklagten – die 
Unterstützung der Mantelwechsel zwischen Subunternehmer-Gesellschaften und 
das Führen der „AMS-Listen" – sehr wohl als Beihilfe gewertet. Auch der 4. 
Strafsenat hat im Ergebnis verurteilt; aufgehoben hat er nur den Strafausspruch 
wegen rechtsfehlerhafter Strafschärfung mit den als neutral klassifizierten 
Handlungen sowie einen einzigen Teilfreispruch in einer „Beihilfe zur Beihilfe“-
Konstellation. 

Die Divergenz ist daher eher methodisch als inhaltlich-kategorial. Der 4. Strafsenat 
behandelt die Sinnhaftigkeit als objektiven Vorfilter, der einzelne Handlungen aus 
der Beihilfestrafbarkeit ausnimmt, bevor in einem zweiten Schritt die übrigen 
Handlungen einer subjektiven Prüfung unterzogen werden. Der 1. Strafsenat geht 
unmittelbar in die bewertende Gesamtbetrachtung und prüft die Sinnhaftigkeit 
nicht als Filter, sondern allenfalls als einen Faktor unter mehreren. In klaren 
Konstellationen führen beide Wege zum gleichen Ergebnis. Praktische Bedeutung 
gewinnt die Differenz erst in den Zwischenkonstellationen, also dort, wo das 
Geschäftsmodell des Haupttäters überwiegend, aber nicht ausschließlich legal ist 
und der Gehilfenbeitrag eine wirklich eigenständige geschäftliche Funktion hat. 
Genau in diesem Bereich liegt der Verteidigungsspielraum. 

2. Sinnhaftigkeit als Verteidigungsargument 

Für die Verteidigungspraxis stellt sich nun die Frage, ob das Sinnhaftigkeits-
Argument auch nach dem vorliegenden Beschluss noch tragfähig ist. Die Antwort 



 
 
 
 

 
Seite 8 von 11 

lautet: ja, aber in präzisierter Form. Es bleibt ein Faktor in der bewertenden 
Gesamtbetrachtung, nicht aber – jedenfalls aus Sicht des 1. Senats – ein objektiver 
Tatbestandsausschluss. Verteidigungsstrategisch ist es deshalb falsch, sich allein 
auf die Sinnhaftigkeit zu stützen.  

Erforderlich ist die Verknüpfung mit den weiteren Elementen der 
Gesamtbetrachtung: Wie ist das Geschäftsmodell des Haupttäters in seiner 
Gesamtstruktur einzuordnen? Wie eindeutig ist die Tatorientierung? Welche 
konkreten Kenntnisse hatte der Mandant? Welche Rolle nahm er ein – die eines 
äußerlich-formellen Vertragspartners oder die eines wirtschaftlich 
Eingegliederten? 

Wo das Sinnhaftigkeits-Argument trägt: bei legalen Geschäftsmodellen mit 
punktuellen Verfehlungen. Der Steuerberater, der die Buchhaltung eines 
Mandanten erstellt, von dem er weiß, dass er gelegentlich Bargeschäfte verkürzt; 
der Vermieter, der Geschäftsräume an einen Unternehmer vermietet, von dem er 
Kenntnis hat, dass dieser teils schwarz beschäftigt; der Lieferant, der Materialien 
an einen Unternehmer veräußert, dessen unternehmerische Tätigkeit zum 
überwiegenden Teil legal ist. In diesen Konstellationen bietet die Entscheidung 
zwar Argumente für die Verteidigung, aber nur, soweit die subjektive Schicht der 
„erkennbar tatgeneigten“ Mandantschaft nicht überschritten ist. 

Wo das Sinnhaftigkeits-Argument scheitert: bei strukturell illegalen 
Konstellationen mit wirtschaftlicher Eingliederung. Der vorliegende Sachverhalt ist 
hierfür paradigmatisch. Die Rockerclub-Drohkulisse, die Schutzfunktion 
gegenüber rumänischen Arbeitern, die wirtschaftliche Eingliederung in das illegale 
System. Diese verschieben den Handlungscharakter so deutlich, dass die 
scheinbar neutrale Vermittlung von Unterkünften und Fahrzeugen ihren 
Alltagscharakter verliert. In solchen Konstellationen läuft die Verteidigungslinie 
über die Sinnhaftigkeit ins Leere. 

3. Der eigentliche Verteidigungshebel: subjektive Schicht und „Tatgeneigtheit" 

Die Entscheidung schärft – wenngleich kaum hervorgehoben – einen 
Verteidigungshebel, der vor lauter Sinnhaftigkeits-Diskussion oft übersehen wird: 
die subjektive Schicht der Beihilfedogmatik. Der Senat referiert sie ausführlich. 
Strafbar ist die Hilfeleistung, wenn der Haupttäter „ausschließlich" auf die Straftat 
abzielt und der Gehilfe dies weiß. Bei nur möglichkeitsweiser Tatkenntnis ist 
Beihilfe erst gegeben, wenn das erkannte Risiko derart hoch war, dass der Gehilfe 
sich „die Förderung eines erkennbar tatgeneigten Täters angelegen sein ließ". 
Beide Schwellen sind anklageseitig nicht trivial zu beweisen. 
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Für die Verteidigung folgt daraus eine klare Linie: Wo die objektive Sinnhaftigkeits-
Argumentation an Boden verliert, gewinnt der subjektive Prüfungsschritt an 
Gewicht. Anklagebehörden, die sich bislang darauf gestützt haben, dass eine 
Handlung „funktional auf die Tat zugeschnitten“ gewesen sei, müssen jetzt 
präziser darlegen, woraus sich das Wissen oder die Risikoerkenntnis des 
Mandanten ergibt.  

Die in der Praxis verbreitete Tendenz, aus der bloßen Branchenüblichkeit 
(Bauwirtschaft, Fleischindustrie, Lieferdienste) auf eine „Tatgeneigtheit“ zu 
schließen, ist mit der Senatsdiktion schwerer vereinbar. Sie verlangt eine konkret-
individuelle Risikoerkenntnis des Hilfeleistenden, nicht eine pauschale 
Branchenkenntnis. 

4. Konkurrenzkorrektur als praktischer Hebel 

Neben der dogmatischen Hauptlinie liegt ein zweiter, in der Praxis kaum zu 
überschätzender Hebel in der konkurrenzrechtlichen Korrektur. Der Senat 
reduziert die ausgeurteilten 76 Einzelfälle auf 24 Beihilfefälle, weil eine einzige 
monatliche Förderungshandlung des Gehilfen mehrere Haupttaten zugleich – 
sowohl § 266a StGB als auch § 370 AO – unterstützt hat. Mit Blick auf die 
Teilidentität der Ausführungshandlungen schlägt dies wegen der Akzessorietät der 
Teilnahme auf die Konkurrenzebene durch. 

Diese Reduktion ist nicht bloß ein akademisches Konstrukt. Sie wirkt unmittelbar 
auf die Strafzumessung, weil die Strafkammer für die wegfallenden Fälle 
Einzelstrafen verhängt hatte, die im Wege der Gesamtstrafenbildung eingingen. 
Zwar lässt der Senat im konkreten Fall die jeweils höchste Einzelstrafe der 
zusammengezogenen Fälle bestehen, sodass die Strafe rechnerisch nicht reduziert 
wird; in anderen Konstellationen kann die Anwendung der Logik aber sehr wohl 
strafzumessungsrelevant werden, insbesondere wenn das Tatgericht die Vielzahl 
der Einzelfälle ausdrücklich strafschärfend berücksichtigt hat. Für jede Massen-
Schwarzarbeit-Anklage gegen einen Gehilfen lohnt die Prüfung, ob die vom 
Tatgericht angenommene Tatmehrheit der konkurrenzrechtlichen Logik des 
Senats standhält. 

5. Konsequenzen für die Verteidigungspraxis 

Für die Verteidigungspraxis lassen sich aus der Entscheidung mehrere konkrete 
Handlungslinien ableiten. 

- In Ermittlungs- und Hauptverfahren wegen Beihilfe zu § 266a StGB oder 
§ 370 AO ist im Schriftsatz nicht mehr die isolierte Sinnhaftigkeit des 
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Tatbeitrags zu betonen, sondern die gesamthafte Einbettung des 
Mandanten in das Geschäftsmodell.  

Wenn der Mandant nicht wirtschaftlich eingegliedert war, keine über die 
typische Geschäftsbeziehung hinausgehende Rolle einnahm und keine 
konkret-individuelle Risikoerkenntnis im Hinblick auf die strafbare 
Komponente hatte, sollte dies konkret und mit den jeweils zur Verfügung 
stehenden Beweismitteln untermauert werden. 

- Bei Berater-Konstellationen (Steuerberater, Anwalt, Buchhalter) bleibt die 
Entscheidung eher freundlich, soweit die Beratung im Rahmen vertretbarer 
Rechtsauffassungen erfolgt ist und das Mandantenverhalten nicht 
erkennbar ausschließlich auf Straftatbegehung gerichtet war. Die 
Konstellationen, in denen der Bundesgerichtshof selbst in der Vergangenheit 
zugunsten der Berater entschieden hat – Werkvertrag bei Kenntnis künftiger 
Umsatzsteuerhinterziehung, 17  Mitwirkung eines Arbeitnehmers bei 
umsatzsteuerrelevanten Geschäften des Arbeitgebers 18  – bleiben 
anwendbar. 

- Bei Strohmann- und faktischer-Geschäftsführer-Konstellationen empfiehlt 
sich eine differenzierte Beweisaufnahme zur Eingliederung und zum 
Wissensstand. Die Entscheidung schärft den Blick dafür, dass ein formell 
Tätiger nicht automatisch zum Gehilfen des faktisch Tätigen wird, sondern 
dass es auf die konkrete Rolle, das wirtschaftliche Interesse und die 
Risikoerkenntnis ankommt. 

- In Massen-Schwarzarbeit-Verfahren ist konkurrenzrechtlich systematisch 
zu prüfen, ob die vom Tatgericht angenommene Tatmehrheit der 
Senatslogik standhält. Wo eine monatliche Förderungshandlung mehrere 
Haupttaten – Beiträge und Lohnsteuer – zugleich gefördert hat, ist auf die 
Reduktion auf eine einheitliche Beihilfe nach § 52 StGB hinzuwirken. 

Schließlich bleibt die offene Senatsdivergenz ein Argumentationsraum, den die 
Verteidigung nutzen kann. Solange der Große Senat nicht angerufen ist und der 
4. Strafsenat seine Position nicht ausdrücklich revidiert hat, kann in geeigneten 
Konstellationen die Linie des 4. Strafsenats explizit aufgegriffen werden. Freilich 
nicht ohne den Hinweis, dass der 1. Strafsenat sich abgegrenzt hat. 

Die Entscheidung verdient im Ergebnis Zustimmung. Die Ablehnung des 
Sinnhaftigkeits-Kriteriums als objektiven Vorfilters ist dogmatisch konsequent und 

 
17  BGH, Urt. v. 23.06.1992 - 5 StR 75/92, BGHR AO § 370 Abs. 1 Beihilfe 3. 
18  BGH, Urt. v. 08.03.2001 - 4 StR 453/00, BGHR StGB § 27 Abs. 1 Hilfeleisten 22. 
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schützt vor einer Aufspaltung des Lebensvorgangs, die der materiellen 
Beihilfedogmatik nicht entspricht.  

Problematisch bleibt allerdings, dass der Senat die Divergenz zum 4. Strafsenat 
nicht über das Anrufungsverfahren beim Großen Senat klärt, sondern über die 
Sachverhaltsdifferenzierung und das inhaltliche Obiter dictum zu lösen versucht. 
Für die Rechtsanwendung schafft dies eine Unsicherheit, die durch die nächste 
vergleichbare Konstellation entweder zu einer expliziten Klarstellung oder zu einer 
formalen Klärung gezwungen werden muss.  

Bis dahin gilt: Wer in der Verteidigungspraxis mit Beihilfevorwürfen aus dem 
Bereich der Wirtschafts- und Steuerstraftaten konfrontiert ist, sollte die 
Entscheidung nicht als Niederlage des Sinnhaftigkeits-Arguments verstehen, 
sondern als Erinnerung daran, dass die Verteidigung im Bereich der neutralen 
Handlungen niemals auf einem einzigen dogmatischen Stein steht, sondern auf 
einem Mosaik aus objektiven und subjektiven Elementen, die sich gegenseitig 
stützen müssen. 

Rechtsanwalt und Fachanwalt für Strafrecht Felix Haug, Berlin 


